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Ach, Europa …!

Da wurde nun in allen Staaten der EU gewählt – und 
die Frage, die die Medien am Tag danach beschäftigt, ist
die, ob denn Martin Schulz oder Jean-Claude Juncker
Kommissionspräsident wird; wie lange der Job-Poker
wohl dauert und welche anderen Posten (Ratspräsident,
EU-Parlamentspräsident) gleich mitverhandelt werden,
damit die Patience aufgeht.

Überblick, Einschätzungen zum Erstarken europa -
kritischer, antieuropäischer oder rechtspopulistischer
Formationen und Parteien? Fehlanzeige! Die großen
Machtblöcke im Parlament werden’s schon richten.
Politik braucht Struktur. Ja, das ist richtig. Aber ein
Bewusstsein, gar eine Wertschätzung für die Bedeutung
von Struktur, um politisch handlungs- und entschei-
dungsfähig zu sein, gibt’s ja gar nicht (mehr). Wird auch
nicht vermittelt; kommt im Politik-Unterricht, in den
Medien ja kaum vor.

In Frankreich, in den Niederlanden, in Dänemark,
Schweden, Österreich und Griechenland haben völkisch-
nationalistische Parteien hohe bis sehr hohe Stimmen -
gewinne zu verzeichnen und sind auf dem Weg, eine
beachtliche Fraktion im EU-Parlament zu bilden. Auch
Gruppierungen, die unter dem Motto „raus aus der EU“,
„raus aus dem Euro“ angetreten sind, haben beachtliche
Stimmenanteile auf sich ziehen können.

Die Frage am Tag nach der Wahl – und für die kommen-
den fünf Jahre – lautet also nicht, wer wird Präsident
von was, sondern sie lautet: Wie stärken wir den euro-
päischen Gedanken? Wie schaffen wir eine EU, die mehr
Demokratie, mehr Regionalität und mehr Transparenz
wagt, praktiziert und zeigt? Und noch wichtiger: 
Wie schaffen wir ein soziales Europa?

Was für dieses Ziel auf den Weg gebracht wird, interes-
siert die Menschen viel mehr als die Frage, wer von 
wem auf den Weg in welches Amt gebracht wird. W
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

VON UTA VON SCHRENK

Unsere Arbeitswelt ist sicherer und unsicherer zugleich gewor-
den. Sicherer, weil der monotone, körperlich verbrauchende

Industriearbeitsplatz mit seinen schweren Arbeitsunfällen seit Jahr -
zehnten seltener wird. Unsicherer, weil der multitasking-deregulier-
te Dienstleistungsjob sich längst durchgesetzt hat. Das hat Folgen
auch für die Krankheiten der Arbeitnehmer/innen. Die Berufs krank -
heit der Moderne ist das psychische Leiden, nicht die Staublunge. 

Stress durch Arbeit schlägt sich ganz konkret in den Statistiken
der Rentenversicherung nieder. Fast jede zweite neue Frührente ist
psychisch verursacht. Innerhalb von zehn Jahren stieg die Zahl der
Frühverrentungen in Folge psychischer Erkrankungen von 25.000
auf 75.000 im Jahr 2012. Im Durchschnitt sind die betroffenen
Arbeitnehmer/innen erst 49 Jahre alt, wenn sie gesundheitsbedingt
mit dem Arbeiten aufhören müssen. Grund sind vor allem De   -
pressionen, Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen sowie
Sucht  erkran  kungen. Häufig geht der Frühverrentung eine längere
Leidens  geschichte voraus – auch die beruflichen Fehltage nehmen
in Folge psychischer Leiden seit der Jahrtausendwende kontinuier-
lich zu. Von einer Verdoppelung der Fehltage in diesem Bereich
spricht die Psychotherapeutenkammer. Und jede/r dritte Berufs -
tätige geht trotz psychischer Probleme zur Arbeit, hat wiederum
eine Umfrage der DAK ergeben. Die Angst um den Arbeitsplatz
wiegt schwerer als das seelische Leiden – und trägt ihrerseits zur
psychischen Belastung bei.

Hinzu kommt in etlichen Fällen dann noch ein anderes gefähr -
liches Phänomen der beruflichen Neuzeit. Nach einer Studie der
AOK haben bereits fünf Prozent der bei der Kasse versicherten
Arbeitnehmer/innen innerhalb eines Jahres Psychopharmaka oder
Amphetamine zur Leistungssteigerung bei der Arbeit eingenom-
men – seit Beginn des Jahrtausends hat sich dieses leistungsbe-
wusste, aber gesundheitsschädigende Verhalten immerhin vervier-
facht. Entsprechend steigt auch die Zahl der Fehltage infolge von
Suchtmittel-Konsum um 17 Prozent in den vergangenen zehn Jah -
ren, auf 2,42 Millionen in 2012. Die Experten der AOK wiesen bei
diesen Zahlen zudem auf die hohe Dunkelziffer hin: Sucht kranke
würden oft mit anderen Diagnosen krankgeschrieben.

Alles in allem also zu viel Stress durch die Arbeit. Fast sechs von
zehn Deutschen empfinden ihr Leben als stressig, jeder Fünfte steht
sogar unter Dauerdruck. Besonders betroffen ist die Generation der
Mittdreißiger bis Mittvierziger, die sich in der so genannten Rush -
hour des Lebens befinden: Arbeit, Kinder, hilfebedürftige Eltern.
Das zeigt die Stress-Studie der Techniker Krankenkasse von 2013.

Die Berufskrankheit
der Moderne
Psychische Leiden am Arbeitsplatz sind auf dem Vormarsch. 

ver.di und der DGB fordern deshalb dringend eine Anti-Stress-Politik.

Doch was ist die Folgerung aus all diesen Entwicklungen? Der
DGB will dringend klare Regeln gegen den zunehmenden Stress am
Arbeitsplatz, eine „Anti-Stress-Politik“, wie DGB-Vorstandsmitglied
Annelie Buntenbach es formuliert. Doch eine Anti-Stress-Verord -
nung, wie sie Gewerkschaften und immerhin sieben Bun desländer
fordern, lässt auf sich warten. Diese Verordnung würde bereits
bestehende Gesetze zum Thema bündeln und detailliert auslegen.
Doch die Arbeitgeber sträuben sich.

Abgesehen von einer hilfreichen Verordnung, wie könnte eine
Anti-Stress-Politik generell aussehen? Hier hilft vielleicht ein Blick
auf das andere Ende der Arbeitswelt. Der Blick auf jene, die keine
Arbeit haben. Mehr als jeder dritte Hartz IV-Empfänger ist psychisch
krank. Seit Jahren schon wissen Arbeitsmarktforscher, dass auffal-
lend viele Erwerbslose unter psychischen Störungen, Depressionen
und psychosomatischen Krankheiten leiden. Arbeit ist auch ein sta-
bilisierender Faktor im Leben; das Gefühl, gebraucht zu werden,
braucht jede/r. 

Zu viel Arbeit macht krank – zu wenig aber auch. Schon lange
fordern Arbeitsmarktexperten die so genannte „Große Teilzeit“ –
eine Arbeitszeit von 30 Wochenstunden –, um die Rushhour für
Familien zu entzerren. Den gesundheitlichen Aspekt hinzugedacht,
könnte hier die Formel für alle Stressgeplagten liegen: Weniger
Arbeit für alle gleich mehr Lebensqualität plus mehr Arbeitsplätze. W
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

Hohe Arbeitsintensität, Arbeitshetze, überlan-
ge Arbeitszeiten ohne Pausen, 24-Stunden-
Schichten, dauerhaft hohe Konzentrations anfor -
derungen, zunehmende Flexibilität sind weitere
Faktoren, die viele Arbeitnehmer/innen nicht
mehr bewältigen können. Sucht und Ab hängig -
keiten werden dadurch befördert.

Die Hoffnung auf ein existenzsicherndes Ar -
beits  verhältnis führt dazu, sich auszupowern.
Unsichere Arbeitsverhältnisse (Befristung), prekä-
re Beschäftigungen, Einkommen, die zum Leben
nicht reichen, führen Arbeitnehmer/innen in die
Sucht. Fast 10 Prozent aller Beschäftigten neh-
men Suchtmittel, vor allem Alkohol und Medi -
kamente.

Tarifpolitik

Das Tarifvertragsgesetz und Tarifverträge regeln
unter anderem Inhalte, Abschluss und die Be -
endigung von Arbeitsverhältnissen. So können
die Tarifvertragsparteien beim Arbeits- und Ge -
sundheitsschutz entsprechende Regelungen tref-
fen und ausgestalten.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz gilt als allge-
meiner Grundsatz:
W   Gefährdung möglichst vermeiden bzw. ein-

schränken
W   Belastungen und Gefährdungen an der Quelle

beseitigen
W   Stand der Technik, Arbeitsmedizin, Hygiene

sowie arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse
be   rücksichtigen

W   Maßnahmen zur Entwicklung gesundheitsför-
derlicher Arbeitsplätze haben Vorrang vor in -
dividuellen Schutzmaßnahmen

W   Technik, Arbeitsorganisation, sonstige Arbeits -
bedingungen, soziale Beziehungen und Ein -
fluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz sind bei
der Entwicklung von Maßnahmen zu berück-
sichtigen

W   Beachtung der besonders schutzbedürftigen
Personengruppen.

Solche Tarifverträge zur Gefährdungsbeurteilung
des psychischen Arbeits- und Gesund heits schut -
zes wurden bei ver.di bereits abgeschlossen. Es
gibt also Vorbilder, an denen sich Be triebs rät/in -
nen orientieren können. W

VON HANS-PETER KILIAN

Betriebspolitik

Gefährdungsbeurteilungen werden in den meis -
ten Betrieben gar nicht oder höchst unzureichend
durchgeführt. Das Gesetz sieht vor, dass konkrete
Maßnahmen abgeleitet werden. Auch Verände -
rungen finden kaum eine nachträgliche Bewer -
tung.

Es ist zwar vorgeschrieben, auch die psychi-
schen Belastungen systematisch zu erfassen,
doch dies unterbleibt oft: Arbeitgeber fürchten
die Folgekosten. Fachkräfte für Arbeitssicherheit
und Betriebsärzte fühlen sich dem neuen Thema
nicht gewachsen. Die Mitarbeiter/innen haben oft
Angst davor, die Belastungen ihren Vorgesetzten
zu melden, da sie Angst vor Benachteiligung
fürchten.

Ein Teil dieser Belastungen sind Sucht- und
Abhängigkeitsprobleme. Oft tragen belastende
Lebens- und Arbeitssituationen, hohe Leistungs -
anforderungen, familiäre Prägung/Erfahrungen
und Persönlichkeitseigenschaften sowie Umgang
und gesellschaftliche Akzeptanz dazu bei, dass
Beschäftigte Hilfe und Auswege in den vermeint-
lich „kleinen Helfern“ suchen. Sich daraus ent-
wickelnde Sucht- und Abhängigkeits erkran kun -
gen sind als Reaktion auf das Umfeld zu verste-
hen.

Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastungen in 

Tarif- und Betriebspolitik.

Vorbilder vorhanden

Materialien zur psychischen
Belastung am Arbeitsplatz unter:
http://arbeiten-leben.verdi.de/
material/#gefaehrdungs
beurteilung
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

Marktforschung
Stress, Burnout, Depressionen gehören in der Marktforschung

zum Arbeitsalltag. Bei den Betroffenen rufen sie unsagbares
Leid hervor, die Firmen kosten diese Erkrankungen immens Geld:
Der Anstieg von Arbeitsunfähigkeitstagen, die auf psychische Be -
lastungen zurückzuführen sind, ist alarmierend (siehe Seite 3).
Hinzu kommt, dass es vielerorts an dem Wissen um die richtigen
Präventionsmöglichkeiten fehlt.

Hier setzen die Betriebsräte der Mafo-Branche an: Ziel ist es, die
betrieblichen Akteure sowie Verantwortliche für den Arbeits- und
Gesundheitsschutz umfassend zu informieren und zu qualifizieren,
darunter die Kolleg/innen, aber auch Führungskräfte, damit psychi-
sche Belastungen unter Beteiligung der Betroffenen an der Quelle
erkannt und geeignete Maßnahmen ergriffen werden können.

Mit dem Copsoq-Fragebogen (Copenhague psychosocial que-
stionnaire) gibt es ein bereits evaluiertes Modell der Belastungen
und Ressourcen, auf das sich Betriebsräte stützen können. Zudem

ermöglicht es ein modellgestütztes Verfahren, sich auf Mess -
standards und Grenzwerte gemeinsam mit dem Verhand lungs -
gegner zu einigen. 

Allerdings reichen die Reaktionen der Geschäftsleitungen in der
Mafo von Verschleppung bis hin zur Umdefinition in Gesund heits -
management. Ein Verfahren, das die Verantwortung für Gesund -
heit vor allem den Kolleg/innen zuschiebt und daher die Firmen
wenig Geld kostet. Häufig wird nicht an den Ursachen gesundheit-
licher Probleme im Betrieb angesetzt – den Arbeits bedingungen.
Zudem werden Betriebsräte unter Druck gesetzt, die eine Ge fähr -
dungsbeurteilung durchführen wollen: Die Kosten hierfür zögen
Personalabbau nach sich.

Deshalb empfiehlt sich die Zusammenarbeit mit den Ge werk -
schaften, um Gefährdungsbeurteilungen zu psychischen Belastun -
gen betrieblich einzuführen und in Tarifverträgen zu verankern. W

Stephan Tregel

Callcenter
Der Spaziergänger nähert sich der Baustelle und hört den

Klingelton seines Handys. Trotz der lauten Umgebung nimmt
er das Gespräch entgegen. Der Angerufene kann die Begrüßung
nur erahnen, da plötzlich der Presslufthammer alles übertönt.

Gehörschädigungen sind eine häufige Folge von Arbeitsunfällen
in Callcentern. Zwar gibt es technische Vorrichtungen, die den
Telefonberater schützen sollen. Allerdings sind viele Systeme un -
komfortabel und fehleranfällig. Und nicht alle Arbeitgeber setzen
diese Technik ein.

Neben dieser akuten Gefährdung ist die Tätigkeit bei einem
Dienstleister für den Beschäftigten immens belastend: Der Kunde
erwartet eine umfangreiche und individuelle Beratung, der Auf -

trag geber eine preiswerte Bearbeitung der Anfragen, weswegen
der Arbeitgeber an schnellen und standardisierten Gesprächen
interessiert ist. Als „Diener dreier Herren“ steht der Telefonagent
ständig in einem Zielkonflikt.

Dabei hat er bei geringer Bezahlung immer freundlich und kom-
petent zu sein, was in vielen Fällen durch Gesprächs aufzeich nun -
gen überprüft wird. Dies führt zu Stress. Eine oft unzureichende
Arbeitsorganisation und schlecht eingerichtete Callcenter verstär-
ken diesen Druck. Die Beschäftigten werden kaum entlastet, ob -
wohl die Branche unter der hohen Fluktuation ihrer Mit arbei -
ter/innen leidet. W

Christian Szepan

Wachschutz
Im privaten Wach- und Sicherheitsgewerbe bestehen beträchtliche

berufsbedingte Risiken. Die schwierigen Arbeitsbedingungen in
der Branche führen für die Firmen zu einer hohen Fluktuationsrate,
zur Abwanderung qualifizierter Arbeitnehmer/innen oder zu
Unzufriedenheit bei der Belegschaft. Der Konkurrenzkampf, den
sich viele Bewachungsfirmen liefern, ist häufig unter dem Druck der
Kunden entstanden, die die Anforderungen missachten und für die
nur der niedrigste Preis zählt.

Dabei ist die Arbeit ohnehin belastend: Viele Arbeit neh -
mer/innen erleben Dauerstresssituationen oder fürchten jederzeit
eine Aggression. Schichtdienste – 12-Stunden- oder im Einzel fall
24-Stunden-Schichten – bei bis zu 288 Monatsstunden sind ein
immenses Pensum. Ein großes Problem ist auch die Zahl der
Befristungen, die jegliche Lebensplanung in Frage stellt. Durch per-
manente Arbeit an Computern oder Überwachungsmonitoren
schwindet die Aufmerksamkeit.

Hinzu kommen psychosoziale Probleme: Etwa Vereinsamung an
Einzelwachplätzen oder Isolation durch den oft wechselnden
Schicht dienst, auch an Wochenenden und Feiertagen. Freund -
schaften sowie viele Ehen zerbrechen am Dienst. Dazu das
Dilemma, es allen Seiten recht machen zu wollen – dem Kunden,
der Einsatzleitung, der Freundin usw.

Die Folge: Ein Großteil der Beschäftigten übersteht diese Ar -
beits bedingungen nur mit Doping, Alkohol oder Tabletten.

Tarifverträge zum Arbeits- und Gesundheitsschutz mit psychi-
scher Gefährdungsbeurteilung sind mir in der Branche nicht be -
kannt.

Das betriebliche Gesundheitsmanagement gibt es bei den
wenigsten Firmen oder es steht erst ganz am Anfang.

Handlungsbedarf ist also mehr als gegeben. W

Hans-Peter Kilian
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

ungs bedarf dokumentiert. Der Arbeitgeber ist dann auch haf-
tungsrechtlich in der Verantwortung, diesen Zustand zu verän-
dern. Über die Auswahl von geeigneten Maßnahmen muss er sich
mit dem Betriebs- oder Personalrat beraten und am Ende über-
prüfen, ob das auch etwas gebracht hat. 

Was können Betriebsräte tun?

Der Arbeitgeber muss die Gefährdungsbeurteilung durchführen,
inklusive der Beurteilung der psychischen Anforderungen – so
steht es im Arbeitsschutzgesetz. Die Betriebsräte haben den
Auftrag, den Arbeitgeber zu kontrollieren, ob er das auch
umsetzt: Wird die Gefährdungsbeurteilung vollständig gemacht?
Entsprechen die Analyseinstrumente und Maßnahmen den
gesetzlich vorgeschriebenen arbeitswissenschaftlichen Erkennt -
nissen? Und werden die „Gefahren an der Quelle“ beseitigt, wie
es vorgeschrieben ist (d.h. technische oder organisatorische Maß -
nahmen sind individuellen Maßnahmen vorzuziehen)? Hierbei
haben die Betriebsräte ein starkes Mitbestimmungsrecht: Sie kön-
nen den Arbeitgeber notfalls über eine Einigungsstelle zwingen,
eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen und auch die
Ableitung der Maßnahmen unterliegt der Mitbestimmung.

Welche Möglichkeiten hat die Gewerkschaft?

Trotz der Möglichkeiten, die das Arbeitsschutzgesetz bietet, bleibt
ein großes Problem bei der Gestaltung der psychischen Arbeits -
anforderungen: Es gibt keine Grenzwerte. Deswegen ist die
Diskussion, die die Gewerkschaften um eine Stressverordnung
und um Grenzwerte angestoßen haben, sehr wichtig. Dort, wo
Grenzwerte möglich sind, sollte der Gesetzgeber diese erlassen
und kontrollieren. Etwa beim Lärm als Ursache für psychischen
Stress. Hier gibt es Richtwerte zwischen 55 und 75 Dezibel.
Daraus lassen sich Grenzwerte ableiten, die dann auch kontrolliert
und sanktioniert werden können. Schwieriger wird es z.B. beim
Schutz vor Überforderung durch ein zu hohes Arbeitspensum: 
Ab wann beginnt die Überlastung? Das sind letztlich Themen der
tarifpolitischen Verhandlung. W

Fragen: Stephan Tregel

die besonderen: Inwieweit geht die Gewerkschaftsinitiative
„Gute Arbeit“ psychische Belastungen am Arbeitsplatz an?

Tatjana Fuchs: Der Begriff „Gute Arbeit“ transportiert eine
umfassende Zielsetzung für die Arbeitsgestaltung – sowohl die
Reduzierung von gesundheitskritischen Faktoren als auch die
Stärkung von gesundheits- und entwicklungsförderlichen
Bedingungen. Das ist auch der Ansatz eines ganzheitlichen
betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes unter Berück -
sichtigung von psychischen Belastungen. So gibt z.B. die Leitlinie
der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz – in der Gesetzgeber, die
Landesaufsichten und die Berufsgenossen schaften vertreten sind –
vor, dass bei der Analyse psychischer Belastungen am Arbeitsplatz
sowohl die Arbeitsorganisation, die Arbeitsinhalte, die Zusammen -
arbeit und die Arbeitsumgebung bis hin zu neuen Arbeitsformen
in den Blick genommen und – falls Handlungsbedarf besteht –
gestaltet werden müssen. Dabei werden in den Checklisten zur
Leitlinie bereits sehr detaillierte Angaben zu so genannten
„Kritischen Ausprägungen“ gemacht. Potentielle Gesundheits -
gefahren sind u.a. umfangreiche Überstunden, unzureichende
Pausengestaltung, Arbeit auf Abruf, Zeitdruck oder hohe
Arbeitsintensität.  

Was sind die wichtigsten Ursachen für psychische Belastungen 
am Arbeitsplatz?

Dass Menschen psychisch in der Arbeit gefordert werden, ist für
sich genommen nichts Schlechtes. Im Gegenteil: Wir entwickeln
viele Fähigkeiten, weil wir mit neuen Aufgaben konfrontiert wer-
den, weil wir uns in schwierigen Situationen behaupten müssen
usw.. Gesundheitsgefährdend wird es immer dann, wenn
Menschen über einen längeren Zeitraum mit Anforderungen
 konfrontiert werden, die sie nicht bewältigen können und denen
sie sich ausgeliefert fühlen. Dies steigert das Risiko von
 Erkran kun gen, z.B. Erschöpfungszustände. Drei zentrale Ursachen
sind: quantitative und qualitative Überforderung und mangelnde
Anerkennung. Wenn das Arbeitspensum so weit nach oben
gesetzt wird, dass die Arbeitsaufgaben nicht mehr bewältigt wer-
den können und dies gleichzeitig mit Sanktionen belegt ist. Wenn
die Arbeitsaufgaben immer komplexer werden, ohne entspre-
chende Qualifizierung. Aber auch fehlende Anerkennung kann
Menschen erschöpfen. 

Wie lassen sich diese Gefährdungen eindämmen?

Durch regelmäßige Gefährdungsbeurteilungen. Wenn in bestimm-
ten Abteilungen die Beschäftigten in großer Zahl angeben, dass
sie das geforderte Arbeitspensum nicht schaffen und zugleich 
die Überstunden durch die Decke gehen, etc., dann ist der Hand -

Tipps für Betriebsräte von Tatjana Fuchs, Gesellschaft für Gute Arbeit

Gute Arbeit
lässt sich organisieren
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Nationale Arbeitsschutzkonferenz:
GDA-Leitlinie Beratung und Überwachung
bei psychischer Belastung am Arbeitsplatz

Stand: 24. September 2012
Geschäftsstelle der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz

Literaturtipp
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„Mitgestalten“

die besonderen: Was war für den Betriebsrat der Grund,
 initiativ zu werden?

Claudia Wörmann-Adam: Wir hatten seit langem den
Eindruck, dass die psychischen Belastungen und die Arbeits -
verdichtung enorm zugenommen hatten. Ein Schwerpunkt in
der Gefährdungsanalyse sollte dabei die Ermittlung der
 psychischen Belastung sein. Wir hatten dazu auch vereinbart,
dass wir uns dabei qualifiziert beraten lassen.

Wie hat der Arbeitgeber auf Eure Initiative reagiert und wie
erfolgte die Zusammenarbeit während des Projektes?

Durch unsere Vereinbarung war eine solide Grundlage gelegt;
die Zusammenarbeit war konstruktiv.

Was habt Ihr gemacht, um die Beschäftigten – besonders
 bezüglich der psychischen Belastung – in die Erstellung der
Gefährdungs beurteilung einzubeziehen?

Wir haben über ein Jahr hinweg die Werbetrommel für die
Gefährdungsbeurteilung gerührt. Der gesamte Betriebsrat hat
dazu an einer gemeinsamen zweitägigen Inhouse-Schulung der
Technologieberatungsstelle (TBS) teilgenommen. Mein erster
Stellvertreter und ich haben zusätzlich noch eine einwöchige
Spezialschulung des DGB Bildungswerkes NRW besucht. Danach
begannen die Verhandlungen mit dem Arbeitgeber über eine
Betriebsvereinbarung zur Durchführung der Gefährdungs -
beurteilung und über den Fragebogen, den die Kolleginnen und
Kollegen ausfüllen sollten.

Wie kommt dieses Engagement bei den Kolleginnen und
Kollegen an?

Das Engagement kommt an. Die Beteiligung an der Gefähr -
dungs beurteilung lag bei 83 Prozent und war damit richtig gut!

Worauf ist bei der Auswahl und der Zusammenarbeit mit einem
externen Partner – hier der TÜV – zu achten?

Arbeitgeber und Betriebsrat haben direkt zu Beginn der
Verhandlungen vereinbart, dass die Auswertung der Ergebnisse
durch ein beauftragtes Unternehmen erfolgen soll. Mir selbst
war wichtig, dass wir erst nach der Verhandlung über die

Betriebsvereinbarung und der Erstellung des Fragebogens den
externen Partner gesucht haben, damit wir den Inhalt des
Fragebogens maßgeblich mitbeeinflussen und nicht ein externes
Unternehmen den Inhalt der Fragen mitgestaltet. Bei der
Auswahl sollte man sich im Umkreis befreundeter Betriebsräte
darüber informieren, wer welche Erfahrungen mit entsprechen-
den Dienstleistern gemacht hat.

Wie verbessern die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung die
Arbeitsplatzgestaltung und die Arbeitsorganisation?

Das ist ein Prozess, der noch läuft. Wichtig ist es, Kontrollen
 einzubauen, damit man überprüfen kann, ob Defizite verringert
werden. Wir haben vereinbart, in der Folge zwei weitere
Gefährdungsbeurteilungen zu erstellen. Diese werden im Ab -
stand von je zwei Jahren erstellt. In der Zwischenzeit gibt es
dann Angebote, in den einzelnen Bereichen die aufgezeigten
Missstände anzugehen.

Wann verläuft aus Deiner Sicht dieses Projekt erfolgreich?

Dies ist dann der Fall, wenn die Ergebnisse der nächsten
Befragungen besser sind.

Welchen Rat würdest Du anderen Betriebsratsgremien geben?

Geht inhaltlich gut vorbereitet in die Verhandlungen. Weckt bei
den Beschäftigten das Interesse an der Beteiligung und macht
deutlich, dass an den Ergebnissen danach auch gearbeitet 
wird. W

Fragen: Christian Szepan

Vor drei Jahren wurde die Koelnmesse umstrukturiert. Aus diesem Anlass hatte
der Betriebsrat mit dem Arbeitgeber einen Interessen ausgleich ausgehandelt.
Erfolgreich forderte die Arbeitnehmer vertretung, die Auswirkungen dieser
Veränderungen in einer Gefährdungsanalyse zu erfassen, welche vor Ablauf
eines Jahres auch durchzuführen war. Der Betriebsrat beteiligte sich aktiv an 
der Ausgestaltung der Gefährdungsanalyse. Ein Gespräch mit Claudia Wörmann-
Adam, der Betriebsratsvorsitzenden der Koelnmesse.

SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN
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PERSPE KT IVE  2015

Unter dem Stichwort „Perspektive 2015“ will

ver.di eine Organisationsreform in Angriff neh-

men, um die Gewerkschaft zu stärken. 

Über den genauen Weg wird noch diskutiert. 

Zunächst soll es daher eine Pilotphase geben. Im

Folgenden zwei Sichtweisen auf diesen Prozess.

Der Gewerkschaftsrat hat auf seiner Sitzung im April die Um -
setzung von „Perspektive 2015“ beschlossen. Ziel von Per -

spek tive 2015 ist es, durch interne Organisationsveränderungen
mehr Mitglieder zu gewinnen und die Verhandlungsmacht der
Gewerkschaft zu stärken. Auf den Frühjahrskonferenzen wurden
die möglichen Folgen dieser grundlegenden Organisationsreform
mit den Vorstandsmitgliedern ausführlich diskutiert und als Ant -
wort auf die vielfältigen Sorgen ehren- und hauptamtlicher Kol -
legin nen und Kollegen eine Pilotphase beschlossen. Dabei werden
nun in ausgewählten Landesbezirken – Niedersachsen und Bayern
– die anvisierten Zielstrukturen auf Tauglichkeit geprüft und können
ggf. vor der Einführung angepasst werden.

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Pilotphase sind die
Finanzierung und die Festlegung von Erfolgskriterien. In der Pilot -
phase wird es vor allem darum gehen, festzustellen, ob durch die
Verlagerung und Konzentration der individuellen Rechts bera tung in
die Bezirke, die Fachbereiche und Sekretäre vor Ort tatsächlich
mehr Zeit für kollektive Arbeit in den Betrieben haben. Zudem soll

geprüft werden, ob die individuelle Beratung durch die Reform ver-
bessert wird. Dies soll durch einen Vergleich des Ist-Zustands mit
einem Soll-Zustand ermittelt werden. Dafür bieten sich u.a. Mit -
glieder befragungen an, um die Wirkungen der Organisations -
reform zu messen. Die Pilotphase bietet auch die Chance, Ver -
besserungsvorschläge zu erarbeiten und einzubringen. Da es sich
bei Perspektive 2015 um eine Betriebsänderung handelt, wurde
empfohlen, mit dem Betriebsrat einen Interessenausgleich abzu-
schließen. Und ganz wichtig ist, dass die Pilotphase – die in diesem
und im nächsten Jahr durchgeführt werden soll – einschließt, dass
von der Umsetzung von P 2015 dann ganz abgesehen wird, wenn
sich herausstellen sollte, dass sich die Ziele nicht – oder nur mit
übermäßigem Aufwand – erreichen lassen.

Es wurde für die Umsetzung von Perspektive 2015 ein demokra-
tischer und professioneller Prozess aufgesetzt: Jetzt ist es an uns,
ihn zu begleiten und ggf. auf Verbesserungen hinzuweisen, damit
unsere Gewerkschaft stärker wird! W

Stephan Tregel

Zwei Sichtweisen

Einladung zum Mitmachen

Mehr als nur lebhaft waren die Diskussionen um die Aus wir -
kungen von Perspektive 2015. Dabei wurde in den Früh jahrs -

konferenzen eines ganz klar: Mit diesem Umsetzungs beschluss
würde ver.di nicht mehr so sein, wie sie einmal war.

Nicht nur, dass die Lasten durch die Trennung von kollektiver
und individueller Gewerkschaftsarbeit praktisch ausschließlich
durch die Fachbereiche zu tragen sein werden und dass weitge-
hend offen blieb, wie in einigen Fachbereichen das Qualitäts -
kriterium „Berufsfachlichkeit“ weiterhin gewährleistet werden soll,
wurden auch ganz konkrete Fragen nach einer Übergangsphase
gestellt. 

Denn darüber schweigt sich der Umsetzungsbeschluss aus: Wie
soll die Kontinuität der betrieblichen Betreuungsarbeit gewahrt
werden, wenn zwar von einem Tag auf den nächsten je nach Fach -
bereich zwischen einem Fünftel und rund einem Drittel der Kapazi -
täten der Fachbereichsarbeit entzogen, die angenommenen Ent las -
tungen der hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen jedoch erst
nach einer längeren Einarbeitungsphase der Betreuungsteams
(wenn überhaupt) zum Tragen kommen?

Denn eines konnte nach der Präsentation der Unter suchungs -
ergebnisse aus NRW klar abgelesen werden: Die Fachbereiche –
und dabei ganz besonders unser eigener Fachbereich – werden
zuerst massiv Stellen abgeben müssen, um dann viel später viel-

leicht von einer möglichen Entlastung zu profitieren. Die Ebene hin-
gegen wird davon allerdings profitieren; sollen doch die geplanten
Betreuungsteams für die individuelle Mitgliederbetreuung in der
Ebene angesiedelt, also dem direkten Zugriff durch den Fach be -
reich entzogen werden. So wird durch die Hintertür die berühmte
„Matrix“ gravierend verändert. Künftig wird der Einfluss der Fach -
bereiche auf die ge werk schaftspolitische Ausrichtung geringer; im
Gegenzug wird der Einfluss der Ebene entsprechend wachsen.

Wir müssen uns die Frage stellen, ob die vorgesehene Reform
unserer Organisation wirklich zu dem gewünschten Ziel führt: ver.di
stärker an den Bedürfnissen und Wünschen unserer Mitglieder aus-
zurichten. Oder ob diese Veränderung nicht gerade an den Be -
dürfnissen der Mitglieder vorbei geht, indem heterogene Fach -
bereiche mit kleinteiligen Strukturen gegenüber Berufsgruppen mit
geringerem individuellem Betreuungsbedarf und gut ausgebauten
ehrenamtlichen Strukturen extrem benachteiligt werden.

So müssen die Ergebnisse der Piloten ergebnisoffen und sorgfäl-
tig analysiert werden; erst dann lässt sich absehen, ob Perspektive
2015 dafür taugt, unsere Mitglieder künftig besser als bisher be -
treuen zu können. Bis dahin aber dürfen keine Maßnahmen getrof-
fen werden, die im Falle eines unbefriedigenden Ergebnisses nicht
mehr rückgängig werden können. W

Bernd Lohrum

Perspektive, Chance, Risiko?
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G E M A

W   Seminar für 
Betriebs  räte

Das schon fast traditionelle
jährliche Seminar für Betriebsräte
der GEMA findet in diesem Jahr
vom 15. bis 19. September im
ver.di-Bildungszentrum in
Walsrode statt.

Als Themen sind vorgesehen:
die Möglichkeiten der Bildung
und die Rechte eines Konzern -
betriebsrates sowie Grundlagen
des Rentenrechts und die aktuel-
len Gesetzesänderungen (Rente
mit 63, Mütterrente etc.). Darüber
hinaus wird über anstehende
Themen aus der Arbeit der
Betriebsräte und des Gesamt -
betriebsrates berichtet und die
Anwendung und Umsetzung des
Haustarifvertrages thematisiert.

W   Erfolg bei den
Betriebsratswahlen

Im März und April wurden 
die Betriebsratsgremien in den
Direktionen der GEMA neu ge -
wählt, fast zwei Drittel der
Betriebsräte sind in ver.di organi-
siert. Im Gesamtbetriebsrat ge -
hören dreizehn von sechzehn
Mitgliedern ver.di an (das ent-
spricht 81,25 Prozent), sowohl
der Vorsitzende des GBR als auch
die stellvertretende Vorsitzende
sind Mitglieder unserer Gewerk -
schaft. Wir wünschen allen
Betriebsräten in der GEMA wei-
terhin eine gute Hand bei der
sicherlich nicht einfachen Arbeit.

Ulrich Beiderwieden

TÜV  SÜD

Der Schachzug hierbei ist, dass nach dem
Betriebsübergang in die neue TÜV-Gesellschaft,
eine juristische Sekunde später der Verkauf statt-
fand und die Gesellschafteranteile dieser neuen
TÜV-Gesellschaft zu 100 Prozent weiterverkauft
werden. Die Kolleginnen und Kollegen hatten
eine juristische Sekunde nach ihrem Betriebs über -
gang einen neuen Arbeitgeber. Niemand weiß
wirklich, wie es nun weitergehen wird.

Bei der TÜV SÜD Life Service GmbH wurde
den Kolleginnen und Kollegen des Bereiches
Health and Safety vom neuen Anteilseigner in ver-
schiedenen Veranstaltungen mitgeteilt, dass sich
in den kommenden fünf Jahren nichts ändern
soll. Leider ist niemand bereit, dies auch schriftlich
zuzusagen. Der TÜV SÜD wollte eine eventuelle
Sanierung der neuen Gesellschaft nicht durch
einen Sozialplan finanzieren, das sei Aufgabe des
neuen Gesellschaftseigners. Damit nimmt er sich
völlig aus seiner langjährigen Verantwortung her-
aus.

Die Betriebsräte befürchten mittel- und lang-
fristig Einbußen bei den Kolleginnen und Kol -
legen durch Gehaltsanpassungen an den schlech -
teren Tarifvertrag des neuen Gesell schaf ters,
eventuell auch Versetzungen oder gar Kündi gun -
gen. Für die Beschäftigten und Betriebsräte ist
klar: Nur mit einer starken Gewerkschaft ver.di
kann verhindert werden, dass der neue Eigen -
tümer massiv den Rotstift ansetzt. Es wird in
Zukunft darum gehen, das bisherige Tarifniveau
zu sichern. W

VON MARCUS BORCK

Zum 1. Mai 2014 verkaufte der TÜV SÜD den
Bereich Arbeitsmedizin, Arbeitspsychologie

und Arbeitssicherheit (Health and Safety) an sei-
nen Konkurrenten ias AG. Dieser Verkauf ist der
letzte Paukenschlag im langjährigen Kampf der
Betriebsräte und Mitarbeiter/innen des Unter -
nehmens gegen Missmanagement und übertrie-
bene Renditeerwartung. So waren zahlreiche
Wechsel im Bereich der Geschäftsführung und
die damit einhergehenden Strategiewechsel von
den Beschäftigten zu verkraften. Niemand hörte
auf Warnungen der Betriebsräte und anderer
Praktiker – auch eine Konsolidierung mit Hilfe der
ver.di-Tarifkommission wurde ausgeschlagen
bzw. halbherzig betrieben.

ver.di, die Betriebsräte und die Beschäftigten
haben in mehreren konzernweiten Aktionen ver-
sucht, den Verkauf zu verhindern. Ziel hierbei war
es, das Thema zu einem solidarischen Thema im
gesamten Konzern auszuweiten. „Heute wir –
morgen ihr“, so lautete ein Motto. Denn es kann
jeden treffen, jede Gesellschaft, die den über -
zogenen Renditeerwartungen des TÜV SÜD-Ma -
nage ments nicht genügt. Es hätte auch Möglich -
keiten der Integration des Bereiches im Konzern
gegeben, aber der Vorstand wollte partout ver-
kaufen.

Deshalb gründete der TÜV SÜD eine neue
GmbH (NewCo), diese ist nicht mehr tarifgebun-
den. Man überführte per Betriebsübergang die
Kolleginnen und Kollegen in einem ersten Schritt,
eins zu eins, in diese neue GmbH. Da für die Mit -
arbeiter/innen hierbei keine Nachteile entstan-
den, was auch immer beteuert wurde, musste
rechtlich kein Sozialplan erstellt werden.

Trotz eines Konzernüberschusses im vergangenen Jahr von 137 Millionen

Euro verkauft der TÜV SÜD Unternehmensbereiche an einen Konkurrenten.

Verkauf langjähriger
Beschäftigter
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P A R T E I E N

W   SPD Bezirk Hannover:
–    Erhöhung der Entgelte und

der Ausbildungsvergütungen
rückwirkend ab 1.1. 2014 um 
2,0 Prozent.

–    Weitere Erhöhung ab
1.9. 2014 um 2,0 Prozent.

–    Laufzeit des neuen Gehalts -
tarifvertrages beträgt 24
Monate bis 31.12. 2015.

Tarifabschluss
W   TÜV Süd
–    Einmalzahlung von 950,– Euro für die Monate Juli

bis Dezember 2014 (für TZ-Beschäf tigte anteilig).
 –    Erhöhung der Tabellenwerte um 4,0 Prozent ab

1.1.2015.
 –    Vereinbarung einer ver.di Mitglieder vorteils -

regelung in Höhe von 255,– Euro als Mobili täts -
gutschein.

 –    Schließung der Tarifgruppe H im VRTV mit
Besitzstandswahrung.

 –    Laufzeit von 18 Monaten vom 1.7.2014 bis
31.12.2015.
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G U T E A R B E I T

W   Tagung 2014 für
Callcenter-Betriebsräte

ver.di und das tbs-Netz wer-
den auch in diesem Jahr wieder
eine gemeinsame Tagung durch-
führen, zu der Betriebsräte aus
Call- und Servicecentern herzlich
eingeladen sind. Diesmal findet
die Tagung in Essen statt, vom
27. bis 30. Oktober 2014.

Mit Fachvorträgen von 
sachkundigen Referent/innen zu
Themen wie Datenschutz,
Mindest lohn und psychische
Belastungen am Arbeitsplatz wird
die Tagung eröffnet. Der Schwer -
punkt der Tagung liegt aber auf
den Workshops zu spezifischen
Themen und dem intensiven
Erfahrungsaustausch zwischen
den Teilnehmer/innen. 

Thematisch werden unter
anderem behandelt: Ausbildung
im Callcenter, Ergonomie am
Arbeitsplatz, Flexibilisierung der
Arbeitszeit, Gesundheitsmanage -
ment, Lohngestaltung und
Tarifverträge bei Callcenter-
Dienstleistern, Personaleinsatz -
planung, Softwareergonomie und
work-life Balance. All diese
Themen werden unter dem
Gesichtspunkt der betriebsrätli-
chen Mitwirkung und Mitbestim -
mung beleuchtet und sollen den
Interessenvertreter/innen mög-
lichst viele praktische Handlungs -
optionen aufzeigen.

Abgerundet wird das Pro -
gramm der Tagung mit einer
Podiumsdiskussion, zu der
Vertreter/innen der Bundestags -
parteien eingeladen werden.

Das detaillierte Programm 
mit den einzelnen Themen und
Referent/innen, mit organisatori-
schen Hinweisen, den Kosten 
der Tagung und Hinweisen zur
Kosten übernahme durch den
Arbeitgeber gemäß § 37,6 BetrVG
sowie Hinweise zur Anmeldung
findet ihr unter: 
http://besondere-dienste.
verdi.de/service/veranstaltun
gen W

CALLCENTER

Herber
Schlag
Präsenz von ver.di auf der Call Center World · Gründung eines

Arbeitgeberverbandes in weite Ferne gerückt · Mindestlohn kommt

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Auf der diesjährigen Messe Call Center World
vom 18. bis 20. Februar in Berlin hat ver.di

sich erneut als zuständige Interessenvertretung
für die Beschäftigten in der Branche präsentiert.
Unter dem Thema „So geht’s – Arbeitgeber ver -
band gründen – Mindestlohn tariflich regeln –
Perspektiven für Branchentarifvertrag schaffen!“
haben wir die Messebesucher/innen per Flugblatt
und in zahlreichen Gesprächen am Messestand
über unsere Positionen informiert und mit ihnen
diskutiert. Unterstützt wurden wir durch ehren-
amtliche Mitglieder unseres Branchenvorstandes
Callcenter.

Paukenschlag am 18. Februar 
auf der Pressekonferenz des CCV

Der Call Center Verband (CCV) teilte in seiner
Pressekonferenz auf der Messe mit, dass er sämt-
liche bisherigen Aktivitäten zur Gründung eines
bundesweiten Arbeitgeberverbandes einstellt.
Damit steht fest, dass es kurzfristig keine Chance
für tarifliche Regelungen in der Branche, auch
nicht für einen branchenbezogenen Mindestlohn,
gibt – aus unserer Sicht ein Schlag ins Gesicht
aller Beschäftigten der Branche. Dies halten wir
für einen politischen Fehler und haben dies noch
auf der Messe in einem aktuellen Brancheninfo
dargestellt. In einem Branchendialog am 5. März
im Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) zum geplanten gesetzlichen Mindestlohn
haben wir dieses Thema angesprochen und die

Interessenverbände der Callcenter-Branche kriti-
siert.

Gesetzesentwurf zum Mindestlohn
von 8,50 Euro liegt vor

Ohne tarifliche Regelung werden nun viele
Beschäftigte in Callcentern vom gesetzlichen
Min  dest  lohn profitieren, der zum 1. Januar 2015
eingeführt werden soll. Der Gesetzentwurf befin-
det sich in den parlamentarischen Beratungen,
geplant ist, dass Bundestag und Bundesrat nach
der Sommerpause das Gesetz endgültig beraten
und verabschieden werden. Wir sagen, dies ist
ein Schritt in die richtige Richtung. Damit wird
eine schon seit über 10 Jahren von ver.di und spä-
ter von allen Gewerkschaften des DGB erhobene
Forderung erfüllt. Allerdings gibt es auch Kritik -
punkte, insbesondere die Ausnahme rege lungen
für Jugendliche unter 18 Jahren und für Lang zeit -
arbeitslose in den ersten sechs Monaten der Be -
schäftigung werden von uns abgelehnt. Wir
sagen deshalb: 

MINDESTLOHN JA – aber ohne
Ausnahmen und ohne Schlupflöcher!

Im Rahmen einer Sommertour ist ver.di zur Zeit in
fast sechzig Städten unterwegs, um für einen ein-
heitlichen Mindestlohn ohne Ausnahmerege -
lungen zu werben. „Würde kennt keine Aus nah -
men!“, sagte ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske bei
der Auftaktkundgebung in Gießen. W
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Unsere Crew am ver.di-Messestand 
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AVIAT ION

Am Streiktag haben praktisch alle Kolleginnen
und Kollegen der aufgerufenen Schichten von
2:00 Uhr bis 23:00 Uhr die Arbeit niedergelegt.
Der Flughafenbetreiber Fraport und die Arbeit -
geber haben die Kolleginnen und Kollegen massiv
unterschätzt; sie waren der Meinung, mit Streik -
brechern und den wenigen Luftfahrt sassisten -
tinnen des Flughafenbetreibers aus dem Bereich
des Öffentlichen Dienstes (TVÖD) den Flugbetrieb
aufrechtzuerhalten zu können.

Spätestens am Vormittag war klar, am Flug -
hafen Frankfurt geht nichts mehr – er ist zu.
Durch den erfolgreichen Streik im Rücken konn-
ten wir den folgenden Tarifabschluss erzielen:
W   Hessen in § 5, 8 und 9 plus 26,5 Prozent in

zwei Jahren. 
W   In Rheinland-Pfalz und Saarland in § 5,8 und

9 plus 27,2 Prozent in zwei Jahren.
W   Die Schichtleiterzulage wurde auf einen Euro

je Stunde verdoppelt.
W   Die Servicedienstleistungen im BDWS wurden

um einen Euro auf neun Euro angehoben.
W   Alle anderen Lohngruppen bei der FraSec

erhalten 100 Euro mehr auf das Regelentgelt
und auf diese Summe plus 3,5 Prozent zum
1.Mai 2014 für zwei Jahre.

An diesem Beispiel zeigt sich, wie ein Streik
die Verhältnisse ändert und dass auch das Sicher -
heitspersonal an den Flughäfen seine Kraft er -
kannt hat – das Zauberwort heißt Solidarität! W

VON HANS-PETER KILIAN UND 
MATTHIAS VENEMA

Diese Warnstreiks haben gesessen. Sie fanden
im Rahmen der Tarifrunde Aviation Hessen,

Rheinland-Pfalz und Saarland statt. Tarifforderung
der Tarifkommission ver.di waren 16,00 Euro für
die Kolleg/innen nach § 5, 8 und 9 Luftverkehrs -
sicherheitsgesetz in allen drei Bundesländern. 

Am Flughafen Hahn im Hunsrück war der
Streik tag der 19. Februar. Die Streikbeteiligung
lag über hundert Prozent, da auch viele Kolleg/in -
nen aus der Freischicht kamen, um sich am Streik
zu beteiligen.

Der Flughafen hat Streikbrecher der Firma SIT
vom Flughafen Weeze und der Firma Kötter aus
Köln organisiert. Diese sorgten dafür, dass der
Winterfahrplan trotz der phänomenalen Streik -
beteiligung der Kolleg/innen aufrechterhalten
werden konnte.

In Frankfurt am Main fand der Streik ganztä-
gig am 21. Februar statt. Zum ersten Mal wurden
alle Beschäftigten in der Luftsicherheit aus ver-
schiedenen Firmen zum Warnstreik aufgerufen.
Es handelte sich insgesamt um ungefähr 5000
Kolleg/innen.

Die von ver.di am Vortag angebotene Not -
dienst vereinbarung wurde von den Arbeitgebern
nicht genutzt. Sie rechneten nicht mit einer so
ho hen, aktiven Streikbeteiligung.

Durch die hohe Streikbeteiligung der privaten Sicherheit an den Flughäfen

Frankfurt am Main und Hahn im Hunsrück konnte ein erfolgreicher Tarif -

vertrag abgeschlossen werden.

Zauberwort Solidarität

F R I S E U R / I N N E N

W   Mindestlohn
Der am 1. August 2013 in

Kraft getretene Tarifvertrag zur
Regelung der Mindestentgelte im
Friseurhandwerk wurde vom
Bundesarbeitsministerium für all-
gemeinverbindlich erklärt. Rück -
wirkend zum 1. November 2013
hat jeder Beschäftigte Anspruch
auf einen Mindestlohn von 6,50
Euro (ostdeutsche Bundesländer
einschließlich Berlin) und 7,50
Euro (westdeutsche Länder). Am
1. August 2014 erhöhen sich die
Mindeststundenlöhne auf 7,50
Euro (Ost) beziehungsweise 8
Euro (West). Am 1. August 2015
werden dann in ganz Deutsch -
land 8,50 Euro erreicht.

Die bisherige Umsetzung
erfolgte nicht immer reibungslos.
Arbeitgeber/innen versuchen ihre
Personalkosten durch eine „frei-
willige“ Reduzierung der Arbeits -
zeit der Beschäftigten konstant
zu halten. Erstaunlich, denn die
meisten Kunden bringen für die
Preiserhöhungen durchaus Ver -
ständnis auf.

W   Sozialer Dialog
Die Sozialpartner im Friseur -

gewerbe haben im April 2012 im
Rahmen des Sektoralen Sozialen
Dialogs eine europäische Rah -
men vereinbarung zum Thema
Gesundheitsschutz am Arbeits -
platz verabschiedet. Üblicher -
weise werden derartige Verein -
barungen von der Kommission
dem Rat vorgelegt, der mit quali-
fizierter Mehrheit die Umwand -
lung in eine verbindliche Richt -
linie vornimmt. Nicht in diesem
Fall. Erstmals in der Geschichte,
auf Betreiben mehrerer Regierun -
gen (darunter auch die deutsche),
weigerte sich die Kommission,
das Abkommen dem Rat vorzu -
legen. Nun kommt Bewegung in
die Angelegenheit. Initiiert von
ver.di will sich Bundesarbeits -
ministerin Andrea Nahles (SPD),
zusammen mit den Regierungen
von Österreich, den Niederlanden
und Frankreich, dafür einsetzen,
dass das Abkommen dem Rat vor -
gelegt und angenommen wird.
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TAR IFABSCHLÜSSE

Durchbruch
Haustarifvertrag bei nielsen abgeschlossen

Übersicht über die Tarifsituation im Wach- und

Sicherheitsgewerbe anhand des Mindestlohnes

(Separatwachdienst) 

VON STEPHAN TREGEL

Nielsen ist das weltgrößte Marktforschungs unternehmen. Es
gehört einer niederländischen Investorengruppe. In Deutsch -

land ist nielsen derzeit mit rund 400 Mitarbeiter/innen vor allem an
den Standorten Frankfurt und Hamburg tätig. Schwerpunkt ist die
Handelsforschung; hier wurden auch die so genannten „Nielsen -
gebiete“ entwickelt, welche für die Regionaleinteilung im Handel
relevant sind. nielsen ist aus diesem Grund dem Handel sehr ver-
bunden. Für große Teile des Konzerns wurden Gehaltsfragen nach
einer Anlehnung an den Tarifvertrag des Hessi schen Groß- und
Außenhandels geregelt. Dieser Tarifvertrag wurde Ende 2011 vom
Arbeitgeber gekündigt. Die Arbeitgeber hatten vor, Ver trauens -
arbeitszeit einzuführen – d.h. die in der Marktforschung üblichen
Überstunden  sollten nicht mehr bezahlt werden – und Gehalts -
steige rungen nur nach willkürlichen Leistungs kriterien zu gewäh-
ren. Von diesen Arbeit geber forde run gen hatten nach jahrelangen
Umstruk turie rungen und andauerndem Personalabbau die Kolle -
gin nen und Kollegen genug.

Klar war den ver.di-Kolleginnen und -Kolle gen, dass mit den
Verhandlungen erst gestartet werden konnte, wenn der Betrieb
streikfähig ist. Im Laufe des Herbstes 2012 war es dann so weit:
Der für einen Streik benötigte Organisationsgrad war erreicht, die
Ver hand lun gen wurden vorbereitet und eine Tarifkommis sion ge -

wählt. Die Verhandlungen erwiesen sich dann als zäh und zogen
sich hin. Die Tarif kommission hat sich jedoch an kniffligen Punkten
immer der Aktions bereitschaft der Belegschaft versichert. So konn-
te der Druck hochgehalten werden. Im Rahmen von Um struk -
turierungs maß nahmen im Unternehmen konnten die Tarif ver hand -
lungen auf die Kollegin nen und Kollegen von Nielsen Media Re -
search in Hamburg ausgedehnt werden. Hier konnte die Aktions -
 fähig keit der Belegschaft binnen weniger Wochen hergestellt wer-
den.

Im Dezember 2013 wurde dann der Durch bruch erzielt. Nach -
dem die ver.di-Clearingstelle dem Tarifvertrag zugestimmt hatte, ist
der erste Haustarifvertrag in der Markt- und Meinungs for schung in
Deutschland in Kraft.

Das haben wir erreicht:

W   Tarifvertragliche Eingruppierung der Kolleginnen und Kollegen
W   Tarifvertragliche Regelung den Arbeits bedingungen angepasst

an die branchen üblichen Bedingungen
W   Maximal 40 Stunden Wochenarbeitszeit
W   Vertrauensarbeitszeit nur in den höchsten Entgeltgruppen
W   2,75 Prozent Gehaltserhöhung linear auf das Effektivgehalt in

den unteren und mittleren Entgeltgruppen
W   1,75 Prozent Gehaltserhöhung linear auf das Effektivgehalt in

den höheren Entgeltgruppen
W   1,5 Prozent Gehaltserhöhung linear auf das Effektivgehalt in

den höchsten Entgelt gruppen

In den höheren und höchsten Entgeltgruppen kommt noch ein
Budgettopf für leistungsbezogene Gehaltssteigerungen hinzu. W

Bayern: Nach Warnstreiks durch die Schlichtung folgender Ab -
schluss: Laufzeit bis 12/2015. 8,79 Euro ab Mai 2014 und 9,08
Euro ab Jahresbeginn 2015. Zusätzlich gilt für München: S-Zu -
schlag ist wieder in Kraft.

Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen-Anhalt: Laufzeit bis 12/2016. Der Tarif steigt ab Juli
2014 auf 8,15 Euro, zu Jahresbeginn 2015 auf 8,60 Euro und zu
Jahresbeginn 2016 auf 9,00 Euro.

Hamburg: Laufzeit bis 12/2014. Zunächst 8,05 Euro, 8,50 Euro
ab Januar 2015. Protokollnotiz: Gesetzlicher Mindestlohn ersetzt
niedrigere tarifliche Entgelte.

Rheinland-Pfalz und Saarland: Laufzeit bis 12/2015. 8,06 Euro
ab Juni 2014 und 8,50 Euro ab Januar 2015.

Baden-Württemberg: Laufzeit bis 12/2014. 9,20 Euro ab Fe -
bruar 2014.

Bremen: Laufzeit bis 12/2015. 8,50 Euro ab Jahresbeginn 2015.

Hessen: Laufzeit bis 12/2015. Erhöhung ab März 2014 auf 8,14
Euro und ab Januar 2015 auf 8,50 Euro.

Nordrhein-Westfalen: Laufzeit bis 12/2014. Erhöhung ab Mai
2013 auf 8,62 Euro und ab Januar 2015 auf 9,00 Euro.

Niedersachsen: Laufzeit 12/2014. Erhöhung ab Januar 2014 auf
8,24 Euro.

Sachsen: Laufzeit 12/2016. Abschluss bei 7,50 Euro, ab Januar
2014 Anstieg auf 8,17 Euro, ab Januar 2015 auf 8,60 Euro und
ab Januar 2016 auf 9,00 Euro.

Thüringen: Laufzeit bis 12/2015. 8,05 Euro ab Januar 2014 und
8,55 Euro ab Januar 2015.

Die Forderung für Mindestlohnverhandlungen können jetzt nur
lauten: Abschluss mit ver.di bundesweit für alle Bundesländer. W

Hans-Peter Kilian

Mindestlohn jetzt
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VON VOLKER NÜSSE

Täglich werden hunderte Millionen Euro
Bargeld auf den Straßen der Republik trans-

portiert. Geld für Automaten, Handel und
Banken. 11.000 Beschäftige in der Geld- und
Wertelogistik stellen Tag für Tag sicher, dass die-
ser Geldkreislauf in Gang bleibt. Das bedeutet so -
wohl Transport unter Sicherheitsbedingungen als
auch die Aufbereitung des Geldes, bevor es wie-
der in den Geldkreislauf eingespeist wird. Von
den so genannten Geldboten bekommen wir Ver -
braucher/innen normalerweise nicht viel mit. Sie
machen ihre Arbeit zuverlässig und unauffällig. In
den Schlagzeilen ist die Branche nur, wenn es
wieder zu Überfällen kommt, oder zum Streik,
wie in der zurückliegenden Tarifrunde. 

Von Mai bis November 2013 dauerten die
Tarifverhandlungen zwischen ver.di und der
Bundesvereinigung Deutscher Geld- und Wert -
dienste (BDGW). Verhandelt wurde über einen
bundesweiten Manteltarifvertrag und Erhöhun -
gen im auslaufenden Mindestlohntarif vertrag.
Die Gespräche waren zunächst geprägt vom
düsteren Bild, das die Arbeitgeberseite von der
Branche zeichnete: Überkapazitäten, steigende
Kosten, Billigkonkurrenz; jede Forderung der
Tarifkommission wurde mit Untergangsszenarien
beantwortet. Die Stimmung änderte sich erst, als
die ver.di-Kolleginnen und Kollegen der Branche
beschlossen, ihren Forderungen Nachdruck zu
verleihen. 

Den ersten Schritt machten Anfang Septem -
ber 30 Kolleginnen und Kollegen aus Nieder -
sachsen und Bremen, als sie die Verhandlungs -
kommission der BDGW mit einem Spalier in
Hannover empfingen. 

Der zweite Schritt folgte Ende Oktober: 500
Kolleginnen und Kollegen aus elf Betrieben betei-
ligten sich an einem ganztägigen Warnstreik in
Bremen, Niedersachsen und Hessen. Die Aktion
hatte nicht nur zur Folge, dass in den Betrieben
fast nichts mehr lief, auch die Resonanz in der
Öffentlichkeit zeigte, dass man sich Respekt er -
kämpfen kann. „Durch ihre Hände gehen täglich
hundertausende Euro, sie selbst gehen mit einem
Bruchteil davon monatlich nach Hause“, schrieb
sogar die Frankfurter Allgemeine Zeitung.

In der folgenden Verhandlungsrunde hatte
sich die Stimmung schlagartig verändert und es
konnte eine Einigung erreicht werden. Im Lohn
setzte die Tarifkommission eine Erhöhung von
11,9 Prozent in drei Jahren durch. Zudem wurde
eine Rahmenvereinbarung abgeschlossen, die alle
Ländermanteltarifverträge wieder in Kraft setzt.
Die BDGW-Vertreter hatten sich in den Mantel -
verhandlungen vehement gegen eine Besitz -
stands  wahrung gewehrt. 

Der Arbeitgeberverband murrte zwar, zeigte
sich aber erleichtert, dass damit „Schlimmeres
verhindert“ werden konnte. Für die Firma unicorn
ging die Auseinandersetzung allerdings auch
nach dem Abschluss weiter. Sie hatte gegen den
Warnstreik eine Handvoll Streikbrecher eingesetzt
und wollte diese nach dem Abschluss mit einer
Streikbruchprämie belohnen. Die verdi-Kolleg/in -
nen im Unternehmen handelten gemeinsam da -
gegen und forderten eine Streikprämie in gleicher
Höhe. Am Ende wurde verhandelt, dass der Be -
trag zu gemeinnützigen Zwecken gespendet
wird. W

Weitere Informationen:
http://besondere-dienste.verdi.de/
branchen/geld-wert

WACH-  UND S ICHERHE ITSBRANCHE

Die Beschäftigten der Geld- und Wertelogistikbranche setzten mit Aktionen

und Warnstreiks einen überdurchschnittlichen Lohnabschluss durch.

Mehr Geld und Wert

K O M M E N T A R

W   Sehenswert
Die neue Rahmenverein ba -

rung vom Januar mit ihren Besitz -
standsfortschrei bun gen und deut-
lichen Verbesserun gen für die
Kolleg/innen im Geld- & Wert be -
reich kann sich durchaus sehen
lassen.

Der Arbeitgeberverband BDGW
wollte wesentliche Verschlechte -
rungen für die Branche durch -
setzen. Die Bandbreite ging von
24 Tagen Urlaub in der 6-Tage-
Woche über Arbeitszeitkonten ab
der 173. Stunde ohne Insolvenz -
sicherung, Zuschläge für Mehr -
arbeit ab der 209. Stunde bis hin
zu Arbeit auf Abruf mit einem
wöchentlichen Anspruch von nur
5 Stunden Arbeitszeit. 

Dank guter Organisation und
einem Wachstum von über 30 Pro -
zent neuen Mitgliedern bundes-
weit, den Warnstreiks in Hessen,
Bremen und Niedersachsen konn-
ten wir dieses verhindern und
einen tragbaren Kompromiss mit
wesentlichen Verbesserungen aus-
handeln.

Alle regionalen Tarifverträge
und der Manteltarifvertrag vom
1.12.2006 werden als Besitzstand
fortgeschrieben. Ein großer Erfolg
ist die Kündi gung aller Tarif -
verträge zwischen der BDGW und
der Pseudo-Ge werk schaft GÖD 
für den Geld & Wertbereich. 

Zum ersten Mal wurden auch
die betrieblichen Angestellten
sowohl im Rahmenmantel als
auch beim Bundeslohntarifvertrag
berücksichtigt. Dienst und Werk -
verträge sind in der neuen Verein -
barung ausgeschlossen. 

Gute Flächentarifverträge
abzuschließen, sie zu leben und
durchzusetzen, ist Aufgabe von
ver.di und ihrer Mitglieder.
Besonderen Dank für diesen Ab -
schluss gilt den Landes tarif -
kommis sionen und der Bun des -
tarifkommission Geld & Wert
sowie allen ver.di-Mitgliedern, die
sich in der Tarifrunde für gute
Arbeitsbedingungen und höhere
Löhne stark gemacht haben. W

Bernhard Daus, Bundestarif -
kommission Geld & Wert
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lassen die DRV-Tarifgemeinschaft. Zuletzt waren
es TUI und American Express. Mittlerweile sind es
nur noch rund 10.000 Beschäftigte, die über die
Flächentarifverträge tarifgebunden sind. Ange -
sichts von mehr als 70.000 Arbeit nehmer/innen
in der Touristikbranche eine be scheidene Anzahl.
Gleichwohl gibt ver.di die Flächentarifverträge
(noch) nicht verloren. Ende Juni/Anfang Juli soll
ein neuer Versuch unternommen werden, die
Fläche zu „retten“. Misslingt dieser, muss sich die
Bundestarifkommission Touristik die Karten
legen.

Dass es auch anders geht, beweist der jüngste
Tarifabschluss von ver.di mit dem Branchenführer
TUI. Vereinbart wurde nicht nur eine beachtliche
Gehaltserhöhung, sondern auch ein großer
Schritt in Richtung (Wieder-)Vereinheitlichung der
unterschiedlichen Gehaltstabellen von Vertrieb
und Veranstalter. Bemerkenswert ist auch, dass
TUI von der Forderung nach einer Variabilisierung
von Gehaltsbestandteilen, gemessen an Umsatz,
Ertrag oder was auch immer, Abstand nahm.
Insofern kann durchaus von einer Kehrtwende
bei TUI gesprochen werden. Die DRV-Tarif -
gemein  schaft sollte sich daran ein Beispiel neh-
men. W

VON ANNEMARIE DINSE

Der Gehaltstarifvertrag und Teile des Mantel -
tarifvertrags Touristik sind seit dem Jahr 2010

in der Nachwirkung. Ein Neuabschluss scheiterte
an dem Beharren der durch die DRV-Tarif gemein -
schaft vertretenen Arbeitgeber, die Entgelte im
Vertrieb, d.h. in den Reisebüros, den Geschäfts -
reisen und in den „vertriebsorientierten“ Abtei -
lungen der Veranstalter stärker an den Umsatz
bzw. den Ertrag der einzelnen Be schäftigten zu
koppeln. Und zwar nicht über zusätzliche Zah -
lungen, sondern als flexiblen Be standteil der
Grundvergütung. Dies, letztlich eine Verlagerung
des Arbeitgeberrisikos auf die Be schäftigten im
Vertrieb, wurde seitens ver.di ab gelehnt. An -
schließend ruhte still der See; selbst ein Schlichter
scheiterte an der Sturheit der DRV-Tarif gemein -
schaft.

In der Folgezeit gab (und gibt) es in den drei
bundesweit größten Touristikkonzernen TUI,
Thomas Cook und DER Touristik unterschiedlichs -
te Erhöhungen – oft differenziert nach Vertrieb-
und Veranstalterbereich – auf „freiwilliger“ Basis.
Durch diese prozentualen oder Einmalzahlungen
der Arbeitgeber sollen die Beschäftigten „ruhig
gestellt“ und ver.di außen vor gehalten werden.
Ohne sich gewerkschaftlich zu engagieren, be -
kommen die Beschäftigten mehr Geld. Wenn
auch nur nach Gutdünken des Arbeitgebers.

Mit dieser Entwicklung einher geht eine
Erosion der Fläche. Immer mehr Arbeitgeber ver-

Ende offen

TOURIST IK

Die Anzahl der Reisebüros sank von 9986 in
2012 auf 9729 in 2013. Der Umsatz aller

Reisebüros blieb in 2013 auf Rekordhöhe von
22,7 Milliarden Euro, 2012 waren es 22,5 Mrd.
Euro. Davon entfielen auf das Touristikgeschäft
15,5 Mrd. Euro (Vorjahr 15,0) und auf den
Bereich Geschäftsreise rund 7,2 Mrd. Euro (Vor -
jahr 7,5). Die stationären Reisebüros erzielten
ein Umsatzplus von rund zwei Prozent, die Ge -
schäftsreisebüros mussten einen Rückgang von
vier Prozent hinnehmen. 

Die größten Veranstalter erzielten Umsätze
in Höhe von 4479 Millionen Euro (TUI, Vorjahr
4472 Mio. Euro), 3400 Mio. Euro (Thomas
Cook, Vorjahr 3200 Mio. Euro) und 3168 Mio.
Euro (DER Touristik, Vorjahr 3176 Mio. Euro).

Das Online-Geschäft nimmt zu. Es gab
knapp 30 größere Online-Reiseportale in
Deutschland. Nach Schätzungen erzielten diese
2013 rund 8,2 Milliarden Euro Umsatz, in 2012
waren es rund 7,4 Milliarden. Der Anteil der
Online-Buchungen von Pauschalreisen stieg von
rund 8 Prozent in 2012 auf rund 15 Prozent in
2013. W

(Quelle: Deutscher ReiseVerband DRV) 

Die Branche

Ende Juni/Anfang Juli soll ein neuer

Versuch unternommen werden, den

Flächentarifvertrag zu retten.

W Im Vertriebsbereich werden
die Gehälter auf der Basis
der Gehaltstabelle des
Jahres 2010 zum 1. Juni
2014 um drei Prozent sowie
um weitere 70,– Euro brutto
monatlich erhöht.

W Im Veranstalterbereich wer-
den die Gehälter auf der
Basis der Gehaltstabelle des
Jahres 2010 und der freiwil-
ligen übertariflichen Zulagen
(4,7 Prozent) zum 1. Juni
2014 um drei Prozent
erhöht. 

W Die Vergütung für Auszu -
bildende wird zum 1. Juni
2014 um 75,– Euro brutto
monatlich erhöht.

W Eine Verrechnung der über-
tariflichen Zulagen unter-
bleibt.

W Die Laufzeit des Tarifver -
trages beträgt ein Jahr. 

Tarifabschluss
TUI
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Hans-Peter Kilian

O-TON

W   Hans-Peter Kilian ist seit
 dieser Wahlperiode Mitglied des
Präsidiums des Bundesfach -
bereichs vorstands „Besondere
Dienstleistungen“. Zusammen
mit Manfred Voss und Jörn Diers
ist er am längsten bei den
Besonderen Dienstleistungen. Im
September 2014 haben alle drei
ihr zwanzigjähriges Jubiläum, da
sie bereits in der ÖTV die Inte -
ressen dieser Branchen vertraten.
Seit ver.di-Gründung ist Hans-
Peter Kilian in allen Gliede rungen
des Fachbereichs 13 und in der
Fach gruppe ISF (Immobilien,
Sicher heit und Facility Manage -
ment) engagiert, deren Namen er
mit gefunden hat.
     Er arbeitet seit über 30
Jahren in der Sicherheit in ver-
schiedenen Firmen und Funk -
tionen, derzeit bei Piepenbrock
Sicherheit, Niederlassung
Frankfurt am Main. Als Fachkraft
für Arbeitssicherheit legt er
besonderen Wert auf baldige
Tarifverträge für Arbeits- und
Gesundheitsschutz, da er die
Problematik in der Wach- und
Sicherheitsbranche aus eigener
Anschauung kennt.

     Gewerkschafter ist Hans-
Peter Kilian seit 1973. Im Landes -
bezirk Bayern engagiert sich der
Vater dreier erwachsener Kinder
und Großvater einer Enkelin 
auch intensiv für die Belange der
Arbeiter/innen. Dort ist er vom
Bezirk München bis zum Bundes -
arbeiter/innenausschuss aktiv in
den ehrenamtlichen Gremien und
streitet seit sieben Jahren für den
gesetz lichen Mindestlohn. W

Bernd Lohrum

P O R T R Ä T

erfolgsverwöhnte Wohnungswirtschaft auf den
Schleich-Weg aus der Tarifbindung gemacht
hat, ist in der Politik noch nicht so richtig ange-
kommen.

Fachbereichsleiterin Andrea Becker nahm
das Forum in ihrem Vortrag mit auf die Reise in
das Jahr 2030 und ihre Vorstellung von gutem
Wohnen, Arbeiten und Leben. Ja, das könnten
die meisten der Teilnehmer/innen noch erleben
und müssen schon deshalb mitgestalten.

In einer Podiumsdiskussion wurden die Er -
gebnisse der Enquete-Kommission „Woh nungs -
wirtschaftlicher Wandel und neue Finanz inves -
toren auf den Wohnungsmärkten von NRW“
thematisiert. Belange der Arbeitneh me r/in nen
kamen darin gar nicht vor. Aber die Landes -
bezirksleiterin Gabi Schmidt konnte zumindest
in der Konferenz diesen Punkt in den Fokus
 rücken.

Das Ergebnis des Plakatwettbewerbs des
Fachbereichs zu dem Thema „Ein realistischer
Traum: Gute Arbeit für uns – ein schönes Zu -
hau se für Dich!“ beendete als eine schöne
Aktion die Konferenz. Knapp 100 Plakate waren
von 80 Teilnehmer/innen eingereicht worden.
Die Qual der Wahl, die besten drei auszuwäh-
len, war für alle Beteiligten groß. Der Fach -
bereich wird sie bei nächsten Aktionen verwen-
den. 

Fazit der vielen engagierten Haupt- und
Ehren  amtlichen des Fachbereich 13 und des Or -
ga nizing-Teams, der Mitstreiter/innen des „run-
den Tischs Wohnungswirtschaft“ und der TBS
(Technologieberatungsstelle) als Mitveran stal te -
rin: eine beschwingte, motivierende, be geisterte
Aufbruchsstimmung.

Blieb lediglich die Frage: Warum haben wir
diese Konferenz nicht längst gemacht? W

Monika Rösener

„Das richtige Thema zur richtigen Zeit“,
das ist ein wichtiger Grund für den Er -

folg der Konferenz. Ein zweiter ist die gelunge-
ne Verzahnung zwischen dem Fachbereich und
dem Projekt des Organizing-Teams in der Woh -
nungswirtschaft.

140 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus
vielen Wohnungsunternehmen und Genossen -
schaften, meist Betriebsräte, folgten der Ein la -
dung des Fachbereichs. Aber auch Ver treter/in -
nen der Landespolitik, Mietervereine, sogar
Mieterinnen und Mieter und Gäste aus anderen
Landesbezirken (Hamburg, Hessen, Berlin, Nie -
der sachsen/Bremen) wurden willkommen ge -
heißen.

Die Themen, Arbeitsverdichtung, Arbeitsbe -
las tung, ungerechte Bezahlung, Tarif bindung
und Anforderungen an eine neue Wohnungs -
politik in NRW wurden in fünf Foren intensiv
beraten und heiß diskutiert. Die Mitstreiter/in -
nen des „runden Tischs Wohnungswirtschaft“
hatten dazu zuvor fünfzehn Forderungen erar-
beitet und erstmals einem breiten Fachpublikum
präsentiert. Widerspruch gab es keinen, nur
viele Ergänzungen, die nun der „runde Tisch“
bearbeiten will. Betriebsräte spüren sehr wohl,
dass die verfehlte Wohnungspolitik der vergan-
genen Jahre mit den Unternehmensverkäufen
an Investoren, die sich nur ihren Anlegern ver-
pflichtet fühlen, die Arbeitsverdichtung und die
Flucht aus der Tarifbindung ausgelöst haben.

Landesbauminister Michael Groschek (SPD)
zeigte in einem mitreißenden Eingangsvortrag
auf, dass Gewerkschaft und Politik viele ge -
mein same Ziele verfolgen. Er bezeichnete den
Verkauf öffentlicher Wohnungsunternehmen
ausdrücklich als Fehler. Der Fachbereich wird
seine Einladung zu einem vertiefenden Dialog
gerne annehmen. Denn dass sich auch die

Gut wohnen,
arbeiten,
leben
Ende April fand die erste wohnungspolitische

Konferenz seit ver.di-Gründung im Landes fach -

bereich 13 NRW in Essen statt – ein voller Erfolg.
1. Preis

Martin Hümmeke
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Gläubiger-Identifikationsnummer: 
DE61ZZZ00000101497
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf mein Konto 

BIC   

 
IBAN 

Ort, Datum und Unterschrift

Datenschutz
Die mit diesem Beitrittsformular erhobenen personenbezogenen Daten, deren Änderungen und Ergänzungen werden ausschließlich gem. § 28 Abs. 9 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) erhoben, verarbeitet und genutzt. Sie dienen dem Zweck der Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft. Eine Datenweitergabe an Dritte erfolgt 
 ausschließlich im Rahmen dieser Zweckbestimmung und sofern und soweit diese von ver.di ermächtigt oder beauftragt worden sind und auf das Bundesdatenschutzgesetz 
verpflichtet wurden. Ergänzend gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Titel / Vorname / Name vom/von Kontoinhaber/in (nur wenn abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ Ort 

 

Ort, Datum und Unterschrift 

Beschäftigungsdaten 
 Arbeiter/in  Beamter/in  freie/r Mitarbeiter/in 
 Angestellte/r  Selbständige/r  Erwerbslos

 Vollzeit 
 Teilzeit, Anzahl Wochenstunden: 

 Azubi-Volontär/in-   Schüler/in-Student/in
 Referendar/in  (ohne Arbeitseinkommen)

bis
 

bis

 Praktikant/in  Altersteilzeit 

bis
 

bis

 ich bin Meister/in-  Sonstiges:
 Techniker/in-Ingenieur/in

 

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße Hausnummer

 
PLZ Ort

 
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Lohn- / Gehaltsgruppe Tätigkeits- / Berufsjahre 
Bruttoverdienst o. Besoldungsgruppe o. Lebensalterstufe 

€
  

Ich war Mitglied in der Gewerkschaft

von
 

bis

Monatsbeitrag in Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen 
monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch mind. 2,50 Euro. 

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber/in

Mitgliedsnummer

0 1 2 0

Nur für Lohn- und Gehaltsabzug! 
Personalnummer

Einwilligungserklärung zum Lohn-/Gehaltsabzug in bestimmten Unternehmen:
Ich bevollmächtige die Gewerkschaft ver.di, meinen satzungsgemäßen Beitrag bis auf Wider-
ruf im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren bei meinem Arbeitgeber monatlich einzuziehen. Ich er-
kläre mich gemäß § 4a Abs.1 und 3 BDSG einverstanden, dass meine  diesbezüglichen Daten, 
deren Änderungen und Ergänzungen, zur Erledigung aller meine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
betreffenden Aufgaben im erforderlichen Umfang verarbeitet und genutzt werden können.

gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich  
kann innerhalb von acht Wochen, beginnend  mit  
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten  
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem  
Kreditinstitut verein barten Bedingungen.

Zahlungsweise 
 monatlich  vierteljährlich

  

  zur Monatsmitte
 halbjährlich  jährlich  zum Monatsende
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Besondere Dienstleistungen . 10112 Berlin
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